Sefeh- Sammlung 
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für die 


Rönigliden Preußiſchen Staaten. 


—— Nr. 4. —— 


Juhalt: Kirchengeſetz, betreffend Abänderung der Emeritirungsordnung vom 16. Juli 1873, S. 15. — 
Zuſatzbeſtimmungen zu der Abänderung vom 26. Auguſt 1885 des Reglements für die öffentlich an⸗ 
zuſtellenden Land (Feld) meſſer, S. is. — Bekanntmachung der nach dem Geſetz vom 10. April 1872 
durch die Regierungs- Amtsblätter publizirten landesherrlichen Erlaſſe, Urkunden ıc, S. 19. 


(Nr. 9650.) Kirchengeſetz, betreffend Abänderung der Emeritirungsordnung vom 16. Juli 1873. 
Vom 19. Februar 1894. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen de. 


verordnen in Abänderung der Emeritirungsordnung für die evangeliſch⸗lutheriſche 
Kirche der Provinz Hannover vom 16. Juli 1873 mit Zuſtimmung der Landes⸗ 
ſynode, was folgt: 


Artikel J. 


Das Landes -⸗Konſiſtorium iſt ermächtigt, wenn in den einzelnen Fällen 
das kirchliche Intereſſe es wünſchenswerth erſcheinen läßt, in Folge beſonderen 
Antrages der Betheiligten die Beſtimmungen des $. 1 der Emeritirungsordnung 
auch zur Anwendung & bringen auf ordinirte Geiſtliche der innerhalb der 
evangeliſch⸗lutheriſchen Kirche der Provinz Hannover im Dienſte der inneren 
oder äußeren Miſſion ſtehenden und mit Korporationsrechten verſehenen Anſtalten 
und Vereine. Die betreffenden Geiſtlichen, Anſtalten und Vereine haben bei 
Eingehung des Verhältniſſes die aus den Vorſchriften der Emeritirungsordnung 
ſich ergebenden Verpflichtungen gegen den Emeritirungsfonds, auch in Betreff 
der von den Bezirks⸗Synodalkaſſen aufzubringenden jährlichen Zuſchüſſe (F. 14 
Nr. 3 der Emeritirungsordnung) mit der näheren Beſtimmung, daß jede der 
hier in Betracht kommenden Stellen dazu jährlich 30 Mark beizutragen hat, 
und der in einem Viertel der Einnahme beſtehenden Dienſtabgabe 6. 3, 1 der 
Emeritirungsordnung und Artikel 3 des Kirchengeſetzes vom 30. Juni 1882), zu 
übernehmen und die Emeritirung von der Zuſtimmung des Landes⸗Konſiſtoriums 
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abhängig zu machen. Die Erfüllung der übernommenen Verpflichtungen bildet 
die rechtliche Vorausſetzung der Gewährung des Ruhegehalts. 

Mit der in den beiden letzten Sätzen des vorſtehenden Abſatzes enthaltenen 
Maßgabe findet der §. 1 der Emeritirungsordnung auch auf die bei den Prediger⸗ 
ſeminaren und ähnlichen Anſtalten innerhalb der evangeliſch-lutheriſchen Kirche der 
Provinz Hannover angeſtellten Geiſtlichen nach Beſtimmung des Landes-Kon⸗ 
ſiſtoriums Anwendung. 


Artikel II. 

Der nach den $$. 3 und 4 der Emeritirungsordnung ermittelte Ruhegehalt 
ift anderweitig feſtzuſtellen, wenn ſich innerhalb zweier Jahre, vom Tage der 
Emeritirung an gerechnet, herausſtellt, daß die wirklich nach dreijährigem Durch- 
ſchnitt vor dem Dienſtabgang bezogenen Einnahmen erheblich hinter den Angaben 
des bei der Berechnung des Ruhegehalts zu Grunde gelegten Dienſtanſchlags 
zurückbleiben. Von dem Dienſtnachfolger kann ein hierauf gerichteter Antrag 
ebenfalls nur innerhalb einer Friſt von zwei Jahren, vom Tage der Emeritirung 
an gerechnet, geſtellt werden. 


Artikel III. 
Der $. 6 der Emeritirungsordnung erhält folgenden Zuſatz: Dem nach 
den vorſtehenden Beſtimmungen ermittelten Dienſtalter wird vor der vor 
geſchriebenen Abrundung die Zeit des aktiven Militärdienſtes hinzugerechnet. 


Artikel IV. 


Die in einem Viertel der letzten anrechnungsfähigen Dienſteinnahme be⸗ 
ſtehende Stellenabgabe ($. 3 Nr. 1 und F. 12 Abſatz 1 der Emeritirungs⸗ 
ordnung) iſt an den Emeritirungsfonds zu zahlen, und wird dagegen von dieſem 
der geſammte Ruhegehalt ($$. 3 und 4 der Emeritirungsordnung) für jedes 
Vierteljahr am Schluſſe dieſes Zeitraums an den Emeritus gezahlt. 


Artikel V. 

So lange nach dem Tode eines Emeritus an deſſen hinterbliebene Wittwe 
eine Stellenabgabe zu leiſten iſt, vermindert ſich die nach Artikel 3 Abſatz 2 des 
Kirchengeſetzes vom 30. Juni 1882 an den Emeritirungsfonds zu zahlende Dienſt⸗ 
abgabe um den Betrag der an die Wittwe abzugebenden Bezüge. 


Artikel VI. 


Werden die Einnahmen einer Pfarrſtelle, mit welcher eine Superintendentur 
dauernd verbunden iſt, durch die in einem Viertel der anrechnungsfähigen Dienſt⸗ 
einnahme beſtehende Stellenabgabe unter den Betrag von 4 500 Mark (einfchlieh- 
lich der Ephoraleinkünfte) außer freier Wohnung herabgemindert, ſo wird dieſe 
Abgabe, ſoweit es zur Erhaltung eines Einkommens von 4500 Mark nöthig 


ift, auf den Emeritirungsfonds übernommen. Zur Beſtreitung dieſer Ausgabe 
ſind die jährlichen Ueberſchüſſe zu verwenden, welche von den nach Artikel 3 
Abſatz 2 des Kirchengeſetzes vom 30. Juni 1882 dem Emeritirungsfonds zu⸗ 
fließenden Einnahmen, nach Erfüllung der mit ihnen verbundenen Zahlungs⸗ 
pflicht verbleiben. Reichen dieſelben nicht aus, ſo wird das Landes-Konſiſtorium 
ermächtigt, den durch Beiträge der Bezirks⸗Synodalkaſſen aufzubringenden Zu⸗ 
ſchuß zum Emeritirungsfonds für das betreffende Jahr ſo weit zu erhöhen, als 
zur Deckung des Fehlbetrages erforderlich iſt. 


Artikel VII. 

Den vor Erlaß der Emeritirungsordnung und vor Erlaß des Kirchen⸗ 
geſetzes vom 30. Juni 1882 angeſtellten Geiſtlichen, welche die im §. 18 der 
Emeritirungsordnung und im Artikel 5 des Kirchengeſetzes vom 30. Juni 1882 
vorgeſehene Erklärung nicht abgegeben haben, wird für Abgabe dieſer Erklärung 
eine nochmalige von dem Landes ⸗Konſiſtorium vorzuſchreibende Friſt eröffnet. 
Geiſtliche, welche hiervon Gebrauch machen, haben eine einmalige Abgabe an 
den Emeritirungsfonds zu entrichten, deren Betrag der Summe der jährlichen 
Beiträge gleichkommt, welche der betreffende Geiſtliche zu zahlen gehabt haben 
würde, wenn er die vorſtehend erwähnte Erklärung rechtzeitig abgegeben hätte. 

Auf dieſe einmalige Abgabe finden die im $. 14 Nr. 2 der Emeritirungs⸗ 
ordnung getroffenen Beſtimmungen ſinngemäß Anwendung. 


Artikel VIII. 
Dieſes Geſetz tritt mit dem 1. April 1894 in Kraft. 
Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 


Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Berlin im Schloß, den 19. Februar 1894. 
(L. S.) Wilhelm. 
Boſſe. 


(Nr. 9650 — 9651.) 


(Nr. 9651.) Zuſatzbeſtimmungen zu der Abänderung vom 26. Auguft 1885 des Reglements 
für die öffentlich anzuſtellenden Land (Feld) meſſer (Geſetz-Samml. für 1885 
S. 319). Vom 26. Februar 1894. 


Di. Beſtimmungen in den $$. 38, 40 und 43 der Abänderung vom 
26. Auguſt 1885 des Reglements für die öffentlich anzuſtellenden Land (Feld)⸗ 
meſſer (Geſetz-Samml. für 1885 S. 319) werden ergänzt, wie folgt: 


Erſter Artikel. 


Für ſolche Arbeiten am Wohnorte des Land (Feld) meſſers oder in weniger 
als zwei Kilometer Entfernung vom Wohnorte, die weniger als einen Arbeitstag 
von 8 Stunden umfaſſen, wird gewährt: 


1) bei der Wahrnehmung gerichtlicher Termine als Sachverſtändiger die 
Vergütung nach Maßgabe der allgemeinen Vorſchriften der Gebühren⸗ 
ordnung für Zeugen und Sachverſtändige in den vor die ordentlichen 
Gerichte gehörenden Rechtsſachen, 


2) bei anderen Geſchäften eine Vergütung von einer Mark für jede volle 
oder angefangene Arbeitsſtunde. 


Zweiter Artikel. 


Die Landmeſſer erhalten die im F. 43 zu a feſtgeſetzte Vergütung von 
drei Mark auch für jeden Zu- und Abgang nach und von dem Dampfichiffe. 


Berlin, den 26. Februar 1894. 


Der Finanz Der Minifter fir Landwirthſchaft, Der Miniſter der oͤffent⸗ 
miniſter. Domaͤnen und Forſten. lichen Arbeiten. 


Miquel. Im Auftrage: Im Auftrage: 
Sterneberg. Schultz. 


Bekanntmachung. 


Nach Vorſchrift des Geſeßes vom 10. April 1872 (Geſez⸗Samml. S. 357) 
ſind bekannt gemacht: 


1) der Allerhöchſte Erlaß vom 3. Januar 1894, betreffend die Verleihung 
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— 


des Enteignungsrechts an die politiſche Gemeinde Dattenfeld, Kreis Wald⸗ 
broel, zum Erwerbe der zur Anlage eines Begräbnißplatzes erforderlichen 
Grundſtücke der Kataſtergemeinde Dattenfeld, durch das Amtsblatt der 
Königl. Regierung zu Cöln Nr. 9 S. 63, ausgegeben am 28. Fe⸗ 
bruar 1894; 


der Allerhöchſte Erlaß vom 15. Januar 1894, betreffend die Anwendung 
der dem Chauffeegeldtarife vom 29. Februar 1840 angehängten Beſtim⸗ 
mungen wegen der Chauffeepolizeivergehen auf die von dem Saalkreiſe 
erbauten Chauſſeen 1) von Dölau nach Lettin, 2) von Brachwitz nach 
Gimritz, 3) in der Dorflage von Niemberg, 4) von Döllnitz nach Dies⸗ 
kau und 5) von Merbitz nach Kaltenmark, durch das Amtsblatt der 
Königl. Regierung zu Merſeburg Nr. 7 S. 47, ausgegeben am 17. Fe⸗ 
bruar 1894; 


das am 22. Januar 1894 Allerhöchſt vollzogene Statut für die Dränage⸗ 
genoſſenſchaft zu Groß⸗Strzelze im Kreiſe Goſtyn durch das Amtsblatt 
der Königl. Regierung zu Poſen Nr. 8 S. 62, ausgegeben am 20. Fe 
bruar 1894; 


der Allerhöchſte Erlaß vom 24. Januar 1894, betreffend die Verleihung 
des . an den Kreis Friedeberg N. M. für die von ihm 
zu bauenden Chauſſeen 1) von Schönrade bis zur Grenze des Kreiſes 
Arnswalde in der Richtung auf Schwachenwalde, 2) von Woldenberg 
bis zur Grenze des Kreiſes Arnswalde in der Richtung auf Lämmersdorf, 
3) von der Drieſen-Guſchter Chauſſee zwiſchen Guſcht und Gottſchimm 
durch Guſchterholländer bis zur neuen Netzefähre bei Gottſchimmerbruch 
unter Ueberbrückung der Netze, 4) von Friedeberg nach Tankow mit Ab- 
zweigung nach Wildenow, 5) von Friedeberg nach Wugarten, 6) von 
Drieſen nach Neuteich, ſowie die Anwendung der dem Chauſſeegeldtarife 
vom 29. Februar 1840 angehängten Beſtimmungen wegen der Chauſſee⸗ 
polizeivergehen auf dieſe Straßen, durch das Amtsblatt der Königl. Re⸗ 
gierung zu Frankfurt a. O. Nr. 7 S. 37, ausgegeben am 14. Februar 1894, 


5) das Allerhöchſte Privilegium vom 24. Januar 1894 wegen Ausfertigung 


auf den Inhaber lautender Anleiheſcheine der Stadt Poſen im Betrage 
von 4500000 Mark durch das Amtsblatt der Königl. Regierung zu 
Poſen Nr. 8 S. 60, ausgegeben am 20. Februar 1894, 
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6) das am 24. Januar 1894 Allerhöchſt vollzogene Statut für den Haff- 
deichverband im Memeldelta durch das Amtsblatt der Königl. Regierung 
zu Gumbinnen Nr. 7 S. 41, ausgegeben am 14. Februar 1894; 


7) die Allerhöchſte Konzeſſionsurkunde vom 27. Januar 1894 für die Aktien⸗ 
geſellſchaft der Pfälziſchen Nordbahnen, betreffend den Bau und Betrieb 
der auf das Preußiſche Staatsgebiet entfallenden Strecke einer Eiſenbahn 
von Lauterecken über Meiſenheim nach Staudernheim, durch das Amts⸗ 
blatt der Königl. Regierung zu Coblenz Nr. 8 S. 47, ausgegeben am 
22. Februar 1894; 


der Allerhöchſte Erlaß vom 31. Januar 1894, betreffend die Verleihung 
des Enteignungsrechts an den Wegeverband des Kreiſes Gronau behufs 
Erwerbung der zur Vollendung des Baues der Landſtraße von Sibbeſſe 
über Petze nach Segeſte im Dorfe Petze erforderlichen Grundſtücke, durch 
das Amtsblatt der Königl. Regierung zu Hildesheim Nr. 9 S. 65, aus⸗ 
gegeben am 2. März 1894; 


9) der Allerhöchſte Erlaß vom 7. Februar 1894, betreffend die Verleihung 
des Rechts zur Entziehung und Beſchränkung des zum Bau und Betriebe 
einer normalſpurigen Eiſenbahn von Cummersdorf nach Jüterbog erforder- 
lichen Grundeigenthums, durch das Amtsblatt der Königl. Regierung zu 
Potsdam und der Stadt Berlin Nr. 10 S. 89, ausgegeben am 
9. März 1894, 


der Allerhöchſte Erlaß vom 14. Februar 1894, betreffend die Anwendung 
der dem Chauſſeegeldtarife vom 29. Februar 1840 angehängten Be⸗ 
ſtimmungen wegen der Chauſſeepolizeivergehen auf die im Kreiſe Ruppin 
neuerbaute Chauſſee vom Bahnhof Löwenberg über Vorwerk Neu-Löwen⸗ 
berg bis zur Grenze des Kreiſes Templin in der Richtung auf Liebenberg, 
durch das Amtsblatt der Königl. Regierung zu Potsdam und der Stadt 
Berlin Nr. 10 S. 89, ausgegeben am 9. März 1894. 
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Redigirt im Bureau des Staatsminiſteriums. 


